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Die Gebühren der Advocaten in Berwaltung3-Angelegenheiten. 
Von Karl Peyrer, k. k. Miniſterialrath. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Das Executionsrecht des Domainenbeſitzers wegen Abnahme von Getränken 
gegenüber dem Beſitzer des zur Getränkeabnahme verpflichteten Hauſes 
erliſcht nicht unmittelbar dadurch, daß dasſelbe aufgehört hat ein Wirths⸗ 
haus zu fein. 

Wenn einer Gemeinde die Ausübung eines Rechtes unterſagt wurde, ſo iſt die⸗ 
ſelbe für die Handlungen einzelner Gemeindemitglieder mitverantwortlich. 

Zu $ 61 G. G. Die Löſchungsklagen können auch gegen den Staatsſchatz vor 
Gericht ausgetragen werden. 

Verordnungen 

Perſonalien. 


Erledigungen. 


Die Gebühren der Advornten in 
Angelegenheiten. 


Von Karl Peyrer, k. k. Miniſterialrath. 
(Schluß.) 


Die zweite Frage über die Gebühren der Advocaten in An⸗ 
gelegenheiten der politiſchen Geſchäftspflege, welche uns hier zu beſchäf⸗ 
tigen hat, geht dahin: welchen Einfluß die Verwaltungsbehörden zu 
nehmen haben auf jene Streitigkeiten über die Richtigkeit und Höhe der 
Advocatengebühren in Verwaltungsangelegenheiten, welche zwiſchen dem 
Advocaten einerſeits und ſeinem Clienten andererſeits ſich ergeben. 

In einem uns bekannt gewordenen Falle, in welchem in Waſſer⸗ 
rechtsangelegenheiten dem obſiegenden Theile der Erſatz der Vertretungs⸗ 
koſten durch den Gegner von den Verwaltungsbehörden in einem feſt⸗ 
geſtellten Betrage war zuerkannt worden, hat der Advocat des ſiegenden 
Theiles nach beendetem Adminiſtrativproceſſe von ſeinem Clienten die 
Gebühren und zwar in einem höheren Betrage in Anſpruch genommen, 
als ſie dem Clienten ſelbſt von der Verwaltungsbehörde als ein 
vom Gegner zu leiſtender Erſatz waren zuerkannt worden. Der 
Client legte die ihm zugeſendete Gebühren⸗Rechnung der Verwaltungs⸗ 
behörde, vor welcher der Adminiſtrativproceß war abgeführt worden, 
mit der Bitte vor, die ihm überſpannt ſcheinende Rechnung einer Mode⸗ 
rirung zu unterziehen. Die Verwaltungsbehörde erklärte ſich hiezu für 
competent und liquidirte die einzelnen Poſten der Rechnung, wobei ſie 
einzelne derſelben herabſetzte. Ueber die Beſchwerde des Advocaten, in wel⸗ 
cher ſowohl die Competenz der Verwaltungsbehörden, als auch eventuell die 


Berwaltungs - 


| zu weit gehende Moderirung beſtritteu wurde, hat ſich auch die zweite In⸗ 
ſtanz zur Entſcheidung für competent erklärt und die Competenz damit 
zu rechtfertigen verſucht, daß die Verwaltungsbehörden nach dem Waſſer⸗ 
rechtsgeſetze auch competent ſeien, die Vertretungskoſten, ſoweit ſelbe vom 
ſchuldtragenden Gegner zu erſetzen find, einer Liquidirung zu unterziehen. 

Es bedarf wohl kaum eines Beweiſes, daß dieſe Motivirung hin⸗ 
fällig ſei. Da das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Advocaten und ſeinem 
Clienten nicht abhängig iſt von dem Geſetze, um deſſen Anwendung im 
ſpeciellen Adminiſtrativproceſſe es ſich zumeiſt handelt, z. B. dem Waſſer⸗ 
rechtsgeſetze, ſondern von dem Vertrage (Lohnvertrag), welcher zwiſchen 
dem Advocaten und dem Clienten über die zu leiſtende Vertretung ab⸗ 
geſchloſſen wird, ſo können auf jenes Verhältniß nicht die verſchiedenen 
Adminiſtrativgeſetze, ſondern nur jene Geſetze Anwendung finden, welche 
das erwähnte auf den Lohnvertrag zwiſchen Advocaten und Clienten 
begründete Rechtsverhältniß normiren. 

Welche ſind nun dieſe Geſetze? 

Niemand wird zweifeln, daß vor Allem die Advocaten⸗Orduung 
dazu beruſen ſei, dieſe Lebensfrage des Advocatenſtandes in beſtimmter 
und klarer Weiſe zu löſen, und man wird es ſchwer glauben, daß unfere 
Advocaten⸗Ordnung vom 6. Juli 1868, R. G. Bl. Nr. 96, gerade 
dieſen vor der Wirkſamkeit der neuen Advocaten⸗Ordnung ziemlich klar 
und zweckmäßig geordneten Gegenſtand nicht bloß nicht geregelt, ſondern 
geradezu in eine früher nicht beſtandene Verwirrung verſetzt hat und 
zwar nicht bloß in Bezug auf die Advocatengebühren in Adminiſtrativ⸗ 
ſachen, ſondern ſogar in Bezug auf jene, welche in gewöhnlichen Civil⸗ 
proceſſen auflaufen. 

§ 17 der Advocaten⸗Ordnung beſtimmt: „Bei dem Abgang eines 
Uebereinkommens ſoll in Civilſtreitigkeiten das Maß der Entloh⸗ 
nung für den Zeitaufwand und für die Mühewaltung des Advocaten, 
ſoweit es möglich iſt, durch einen Tarif geregelt werden. Dieſer Tarif 
ſoll, ſobald die neue Civilproceß⸗Ordnung in Wirkſamkeit tritt, im Wege 
der Geſetzgebung feſtgeſtellt werden; für jene Poſten, welche im Tarife 
nicht enthalten ſind, haben die geſetzlichen Beſtimmungen über den Lohn⸗ 
vertrag in Anwendung zu kommen. Bis zur Einführung dieſes Tarifes 
und in allen anderen Fällen haben bezüglich der Feſtſtellung der 
Auslagen und des Verdienſtes der Advocaten bei dem Abgange eines 
Uebereinkommens lediglich die geſetzlichen Beſtimmun gen über 
den Lohnvertrag in Anwendung zu treten.“ 

8 19 enthält die weitere Beſtimmung: „In dem Falle als die 
Richtigkeit und Höhe ſeiner (des Advocaten) Forderung beſtritten wird, 
iſt ſowohl der Advocat als die Partei berechtigt, den Ausſchuß der 
Advocaten⸗Kammer um die gütliche Beilegung des Streites anzugehen.“ 
— „Wenn die angeſuchte gütliche Beilegung ohne Erfolg geblieben iſt, 
iſt der Advocat verpflichtet, die Richtigkeit und Höhe der beſtrittenen 
Forderung nachzuweiſen.“ 

Vor dem Erſcheinen der Advocatenordnung war es das Hofdecret 
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v. 4. October 1833, Nr. 2633 der J. G. S., welches das Rechtsverhältniß 
zwiſchen dem Advocaten und ſeinem Clienten in folgender Weiſe regelte: 
„Die Gebühren der Advocaten ſind von jenem Richter, vor wel⸗ 
chem das Geſchäft, woraus ſie entſtanden, verhandelt wurde, im ämtli⸗ 
chen Wege und, falls es nöthig wäre, nach vorläufigem Einvernehmen Hofdecretes vom 4. October 1833 für eine ſolche Competenz der Ver⸗ 
der Parteien, ohne jedoch einem förmlichen Proceſſe Statt zu geben, waltungsbehörden zu ſprechen, zumal auch dieſes Hofdecret durch ſeine 
zu liquidiren. Ueber das Begehren des Advocaten, den Clienten zur Aufnahme in die Juſtizgeſetz⸗Sammlung eine nicht bloß für die Gerichte, 
Bezahlung der obbemeldetermaßen liquidirten oder von dem Clienten ſondern eine allgemein verbindliche Geſetzeskraft erlangt hat. Auch beſteht 
als richtig anerkannten Gebühren zu verhalten, hat der competente ſchon derzeit kein Zweifel darüber, daß die Verwaltungsbehörde, vor 
Richter dieſes letzteren nach vorläufigem contradictoriſchen Verfahren | welcher das Geſchäft verhandelt wurde, über Richtigkeit und Höhe der 
durch Urtheil zu entſcheiden“. Gebühren der bei jenem Geſchäfte verwendeten ſonſtigen Sachverſtändigen 
Nach dem Erſcheinen der Advocaten-Ordnung waren die Gerichte | zu entſcheiden hat, wobei es ſchwer fällt, eine Unterſcheidung etwa in 
ſaſt allgemein der Anſchauung, daß das erwähnte Hofdecret vom 4. der Richtung zu machen, ob die Sachverſtändigen von der Behörde von 
October 1833 durch die 88 17 und 19 der Advocaten-Ordnung außer | Amtswegen, oder über Vorſchlag, oder auch nur über Wunſch der Par- 
Wirkſamkeit geſetzt fei, und verwieſen die Parteien und Advocaten, teien beigezogen wurden, oder ob die Parteien ſelbſt die Sachverſtändigen 
welche eine Liquidirung der Advocatengebühren im Sinne des erwähnten mitgebracht haben. 
Hofdecretes vor dem Richter des Geſchäftes verlangten, mit Beru⸗ Bei der geringen Anzahl von Fällen dieſer Art, welche in Ad⸗ 
fung auf die 88 17 und 19 der Advocaten-Ordnung auf die Klage aus miniſtrativſachen bisher vorgekommen ſind, iſt es begreiflich, daß ſich 
dem Lohnvertrage vor dem Richter des Clienten. Seither ſind in dieſer Frage eine ſichere, autoritative Rechtſprechung noch nicht 
aber wiederholte Entſcheidungen des oberſten Gerichtshofes erfloſſen, in bilden konnte, und es ſcheint wünſchenswerth, daß die Judicatur der 
welchen ſelbſt unter Abänderung gleichlautender Entſcheidungen der oberſten Verwaltungsbehörden in ähnlicher Weiſe wie die Judicatur 
beiden unteren Inſtanzen die Rechtsauſchauung ausgeſprochen wurde, des oberſten Gerichtshofes über dieſe zweifelhaſte Frage an die Stelle 
daß, ſolange der im § 17 der Advocaten-Ordnung in Ausſicht geſtellte vereinzelter ſubjectiver Anſchauungen ein möglichſt einheitliches und zweck⸗ 
Tarif nicht erſchienen und in Wirkſamkeit getreten ſei, die Feſtſtellung mäßiges Verfahren ſetze, bis etwa die Geſetzgebung ſelbſt den Admini⸗ 
der Auslagen und des Verdienſtes der Advocaten noch nach den ftrativproceß einer allgemeinen Regelung unterwirft und dann auch die 
bisherigen Geſetzen, alſo nach dem Hofdecrete vom 4. October Fragen über die Advocatengebühren im Adminiſtratipproceſſe zur Löſung 


Da nun die Verwaltungsbehörden in den vor ihnen durch 
Advocaten verhandelten Geſchäften, wie in Waſſerrechts⸗ und ähnlichen 
Streitigkeiten, zweifellos auch als richterliche Behörden anzuſehen 
find, jo ſcheint nicht bloß die Analogie, ſondern ſelbſt der Wortlaut des 


1833, Nr. 2633, zu geſchehen habe, indem das erwähnte Hofdecret 
durch die Advocaten⸗Ordnung nicht aufgehoben ſei und noch ſortan in 
Ergänzung der 88 1152 und 1153 des a. b. G. B. die Art des 


bringt. Sowie für die judiciellen Geſchäfte, ſo ſcheint uns auch für die 
adminiſtrativen Angelegenheiten das im Hofdecrete vom 4. October 1833 
vorgezeichnete Verfahren vorerſt der einzig praktiſche Weg, um Streitig⸗ 


Verfahrens und das zuſtändige Gericht bei der richterlichen Beſtimmung | keiten über Richtigkeit und Höhe der Advocatengebühren raſch und ſicher 
der Auslagen und des Verdienſtes der Advocaten normire. zu ſchlichten, die Parteien vor überſpannten Gebühren, die ſie ſonſt 

Wir verweiſen hier beiſpielsweiſe auf die Entſcheidungen des oberſten nur im Wege eines neuen Proceſſes mit Hilfe eines zweiten Advocaten 
Gerichtshofes, welche unter den Nummern 3408, 3590, 3747, 3772, ablehnen können, wirkſam zu ſchützen, aber auch den Advocaten die 
3796 der Sammlung von civilrechtlichen Entſcheidungen des k. k. Einbringung ihrer Gebühren zu erleichtern, über deren Richtigkeit und 
oberſten Gerichtshofes, herausgegeben von Glaſer und Unger, Band VII Höhe muthwilligen Widerſprüchen und Einwendungen gegenüber, wie 


und VIII, abgedruckt find. 


Durch dieſe Entſcheidungen des oberſten Gerichtshofes iſt nun vorerſt 


ſie vor dem mit dem durchgeführten Geſchäfte nicht vertrauten neuen 
Proceßrichter leicht erhoben werden können, oft kein anderes Beweis⸗ 


wenigſtens für die Gerichte eine bedenkliche Lücke unſerer neuen Advo⸗ mittel zu Gebote ſteht als das Zeugniß oder das ſachverſtändige Gut⸗ 


caten⸗Ordnung ausgefüllt. Daß dies nicht in vollkommen befriedigender 
Weiſe geſchieht, iſt ſchon darin begründet, weil ja eine, überdies noch 
neue und ſchwankende Gerichtspraxis das klare Geſetz nicht erſetzen 
kann, und es liegt ein weiterer Beweis in den ſchon mehrfach lautge⸗ 
wordenen Klagen und Petitionen nach einer beſſeren und gründlicheren 


Regelung dieſer ſowohl für den Stand der Advocaten als auch für 


das geſammte Rechtsleben wichtigen Frage. Erſt in der Sitzung vom 
11 Mai 1877 hat das Abgeordnetenhaus eine Petition der Tarnower⸗ 
Advocatenkammer wegen Vereinfachung des Verfahrens zur Einbringung 
der Advocatengebühren an das Juſtizminiſterium geleitet. 


Solange wie bisher die Liquidirung der Advocatengebühren nur l fe sich bal Fe a d 
mtes walten, wenn ſie ſich bemühen, in allen Fällen, ſowohl wegen 


dem wechſelnden und unſicheren Gerichtsgebrauche, der Einſicht und dem 
Belieben, dem bald mehr bald minder zweckmäßigen Vorgehen der ver⸗ 
ſchiedenen Gerichte überlaſſen iſt, wird es an Beſchwerden und Klagen 
bald von Seite der Advocaten, bald von jener der Clienten niemals 
fehlen. 

Hat aber für die Gerichte die bisherige Judicatur des oberſten Gerichts⸗ 
hofes zum mindeſten die Competenz und den Vorgang bei Liquidirung der 
Advocaten⸗Gebühren wenigſtens in ſeinen äußeren Umriſſen wieder ſicher⸗ 
geſtellt, ſo fehlt für die Verwaltungsbehörden derzeit noch ein ſolcher An⸗ 
haltspunkt, und es gehen die Meinungen auch darüber auseinander, ob das 
Hofdecret v. 4. Det. 1833, Nr. 2633, auch auf die Geſchäfte der Verwal⸗ 
tungsbehörden Anwendung finde. Daß dieſes Hofdecret nicht eingeſchränkt 
werden könne auf eigentliche Ci vilproceſſe und auf den Proceß⸗ 
richter, geht ſchon aus dem Wortlaute desſelben hervor, weil dasſelbe 
ſpricht von dem Richter, vor welchem das Geſchäft, woraus ſie entſtan⸗ 
den, verhandelt wurde — alſo den Fall nicht auf den Pro ceß beſchränkt. 


achten jener Verwaltungsbeamten, vor welchen das Geſchäft verhandelt 
wurde, aus denen die Advocatengebühren entſprungen find. Es iſt aber 
mißlich, den Verwaltungsbeamten die Rollen von Zeugen oder Sachver⸗ 
ſtändigen aufzubürden in Fällen, welche ſie ſelbſt in einfacher Weiſe zur 
unmittelbaren Entſcheidung bringen könnten, ebenſo wie ſie ja auch dort 
die Vertretungskoſten ihrer Liquidirung unterziehen, wo ſie, wie zur 
Frage ad 1 gezeigt wurde, ſchon nach dem Stande unſerer dermaligen 
Geſetzgebung den ſchuldtragenden Theil in dieſe Koſten und in die ſonſti⸗ 
gen Koſten des Verfahrens verurtheilen und dieſe daher vorerſt einer 


genauen Liquidirung unterziehen müſſen. 


Wenn die Adminiſtrativbehörden pflichttreu und gründlich ihres 


der bei ihren Geſchäften obwaltenden öffentlichen Intereſſen als zum 
Schutze der Privatintereſſen der Parteien, von Amtswegen die 
Wahrheit raſch und ſicher zu erforſchen, dann iſt nicht zu beſorgen, daß 
die Verwaltungsſtreitigkeiten etwa deßhalb zum vielgeſuchten Tummel⸗ 


| plage für Advocaten werden, weil die Verwaltungsbehörden in den von 


uns beſprochenen beiden Fragen in Abſicht auf die Gebühren der Advo⸗ 
caten ungefähr denſelben Standpunkt einnehmen, welchen die Geſetzgebung 
dem Richter anweiſet. In jenen, bei der fortſchreitenden Eutwicklung 
der Verwaltungsjuſtiz ſich häufenden Fällen aber, wo die Mitwirkung 
der Advocaten, ſei es weil die Parteien zu ihnen das größere Ver⸗ 
trauen haben, ſei es, daß es wegen der Schwierigkeit des Gegenſtandes den 
Parteien ſelbſt als räthlich erſcheint, iſt es auch den Verwaltungsbe⸗ 
hörden nicht geſtattet, durch Verkümmerung des Rechtes auf die Gebühren 
im Adminiſtrativproceſſe jenes wichtige Mittel zur Findung der Wahr⸗ 
heit in Herſtellung der geſtörten Rechtsordnung von ſich zu weiſen, 


Es werden daher nach der uns bekannten Praxis auch von der welches das entwickelte Rechtsleben zu allen Zeiten in einem tüchtigen 


Behörde in Verlaſſenſchafts⸗Abhandlungen, 
und Curatelsbehörde in den vor ihnen anhängig geweſenen Geſchäf ten 
in ganz gleicher Weiſe wie vor dem Richter, vor welchem ein Proceß 
abgeführt wurde, Liquidirungen der Advocatengebühren im Sinne des 
erwähnten Hofdecretes vorgenommen. 


von der Vormundſchafts⸗ Advocatenſtande geſucht und gefunden hat. 


= 


Mittheilungen aus der Praris. 


Das Executionsrecht des Domainenbeſitzers wegen Abnahme von 

Getränken gegenüber dem Befitzer des zur Getränfeabnahme ver⸗ 

pflichteten Hauſes erliſcht nicht unmittelbar dadurch, daß das⸗ 
ſelbe aufgehört hat ein Wirthshaus zu ſein. 


Im Jahre 1862 klagte Graf Georg Buquoy als Beſitzer der 


Domaine Gratzen die Eheleute Andreas und Maria Schwingenſchlögel, 
Beſitzer des emphiteutiſchen Herrnwirthshauſes Nr. 61 in Gratzen, auf 
Abnahme und Ausſchank von Bier und Branntwein aus dem obrig⸗ 
keitlichen Bräu⸗ und Branntweinhauſe zu Niederthal, worüber mit dem 
obergerichtlichen rechtskräftigen Urtheile vom 7. Dec. 1863, Z. 21.505, 
erkannt wurde: „die Eheleute Andreas und Maria Schwingenſchlögel 
find als Beſitzer des emphiteut. Herrnwirthshauſes Nr. 61 in der Stadt 
Gratzen ſchuldig, das benöthigende Bier aus dem obrigkeitlichen Bräu⸗ 
hauſe zu Niederthal abzunehmen. (Bezuͤglich des Branntweines wurde das 
abweiſende erſtrichterliche Urtheil beftätiget.) 

Dem auf Grund dieſes obergerichtlichen Urtheiles von dem Do⸗ 
mainenbeſitzer unter dem 2. December 1876, 3. 3517, gegen Maria 
Schwingenſchlögel als gegenwärtige Alleineigenthümerin des genannten 
Herrnwirthshauſes Nr. 61 in Gratzen geſtellten Begehren um die exe⸗ 
cutive Beauftragung zur ſoſortigen Abnahme des benöthigenden Bieres 
aus dem herrſchaftlichen Bräuhauſe zu Niederthal bei ſonſtiger Geld⸗ 
ſtrafe von 50 fl., eventuell Arreſtſtrafe von 10 Tagen, hat das k. k. 
Bezirksgericht Gratzen mit Beſcheid vom 3. December 1876, Z. 3517, 
dahin ſtattgegeben, daß Maria Schwingenſchlögel mit Hinweiſung auf 
§ 310 a. G. O. beauftragt wurde, fie habe in Erfüllung der ihr mit 
Erkenntniß Z. 21505, anni 1863 auferlegten Verpflichtung das benö⸗ 
thigende Bier für ihr Herrnwirthshaus Nr. 61 in Graben aus dem 
obrigkeitlichen Bräuhauſe zu Niederthal bei ſonſtiger Geldſtrafe per 10 fl., 
eventuell 2tägiger Arreſtſtrafe abzunehmen und mit dieſer Abnahme 
ſofort zu beginnen. 

Ueber den Recurs der Maria Schwingenſchlögel hat das k. k. 
böhm. O. L. G. mit der Erledigung vom 5. März 1877, Z. 9654, 
den Exequenten mit dem Executionsgeſuche de praes. 2. December 1876, 
3. 3517 abgewieſen, weil das Urtheil Z. 21.505 v. J. 1863, worauf 
ſich das vorliegende Executionsgeſuch ſtützt, die Maria Schwingenſchlö⸗ 
gel als Beſitzerin des genannten emphit. Herrnwirthshauſes bloß ver⸗ 
verpflichte, das benöthigende Bier aus dem obrigkeitlichen Bräuhauſe zu 
Niederthal abzunehmen, der Exequent von der Executin auch nur die 
Abnahme des benöthigenden Bieres ſordert, ohne jedoch gezeigt und 
nachgewieſen zu haben, daß Maria Schwingenſchlögel als Beſitzerin des 
vorgenannten Herrnwirthshauſes wirklich Bier benöthige, nämlich in dieſem 
Hauſe das Schankgewerbe betreibe. 

Ueber den Reviſionsrecurs des Grafen Georg Buquoy hat der k. k. 
oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 18. April 1877, 3. 4610 
den erſtrichterlichen Beſcheid beſtätiget, weil mit dem rechtskräſtigen Ur⸗ 
theile Z. 21.505 v. J. 1863 die Eheleute Andreas und Maria Schwin⸗ 
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dem bezirksgerichtlichen Beſcheide vom 7. October 1874, Z. 6566, 
ſowohl die Gemeinde C. wie auch die von der Herrſchaft S. namhaft 
gema hten Gemeindemitglieder zu einer Geldſtrafe per 30 fl. verurtheilt 
und wurde eine doppelte Geldſtrafe angedroht. 

Das k. k. O. L. G. in Krakau hat die Gemeinde C. von der 
Strafe und künftigen Verantwortung losgeſprochen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte jedoch mit Eutſch. vom 

14. Februar 1877, Z. 1679, den erſtrichterlichen Beſcheid, „denn das 
über Einſchreiten der Herrschaft S. in Gemäßheit des 8 10 der kaif. 
Verordnung vom 27. October 1849, Nr. 12 R. G. B., vom k. k. 
Bezirksgerichte unterm 31. October 1871, 3. 4633, erfloſſene Verbot 
| der Ausübung der wilden Fiſcherei im Solafluſſe bis zur Endentfcheidung 
des diesfälligen im Zuge befindlichen Proviſorialſtreites iſt ſowohl gegen 
die Gemeinde als ſolche, als auch gegen jedes Mitglied der Gemeinde 
C. erlaſſen und zu Handen des Gemeindevorſtehers als geſetzlichen 
Vertreters der Gemeinde nach außen zugeſtellt worden. 

Es war ſohin Sache des Vorſtandes, die Gemeinde als ſolche 
und alle Mitglieder von dem erlaſſenen Verbote im geeigneten Wege 
in Kenntniß zu ſetzen, und iſt ferner der Gemeindevorſtand auch bei 
der diesfalls über die eingeklagte Verletzung des Verbotes eingeleitete 
Verhandlung als Vertreter der Gemeinde erſchienen. 

Da nun in dieſer Verhandlung die Störungshandlung eingeſtanden 
und ſich auf das der Gemeinde als ſolcher verliehene Fiſchereirecht be⸗ 
ruſen wird, ſo iſt es evident, daß die einzelnen mitgeklagten Mitglieder 
der Gemeinde in dieſem Vorgange ſelbſt eine Solidarität mit der Ge⸗ 

meinde geltend machen und das ihnen angeblich zuſtehende Fiſcherei⸗ 
recht als ein Gemeindevermögen prätendiren, zu deſſen Ausübung ſie 
nach ihrer Anſicht auch im Einzelnen ermächtigt ſind, ſofern die Ge⸗ 
meinde⸗Verwaltung kraft ihres autonomen Rechtes der Verwaltung und 
Ueberwachung über deſſen Gebahrung keine hemmende Anordnung dies⸗ 
falls erlaſſen hat. 

| Inſoferne demnach die Gemeinde als ſolche die Ausübung durch 
die einzeluen Mitglieder derſelben auf Grund des dem Gemeindevor⸗ 
ſtande zugeſtellten Verbotes nicht hindert und unterſagt, vielmehr ſtill⸗ 
ſchweigend zuläßt, iſt dieſelbe für die durch die einzelnen Gemeinde⸗ 
mitglieder ausgeübte Störung mitverantwortlich und haftend, zumal 
bei einer entgegengeſetzten Auffaſſung ein ſolches Verbot vollkommen 
illuſoriſch würde und die der klagenden Herrſchaft vom k. k. Ober⸗ 
landesgerichte auferlegte Nachweiſung über die Thatſache und Art der 
Betheiligung der Gemeinde als ſolcher die Auſerlegung eines nach der 
Natur der Sache unmöglichen Beweiſes ſein würde, da die gleich⸗ 
zeitige Fiſcherei⸗Ausübung durch die Gemeinde als ſolche als einer 
moraliſchen Perſon eine an und für ſich nicht nachweisbare Thatſache 
enthält und die über die Gebahrung der Gemeindevertretung in dieſer 
Beziehung zu liefernde Beweisführung in ein dritten Perſonen nicht 
zugängliches Gebiet der inneren autonomen Verwaltung hinübergreift“. 

Ger.⸗H. 


genſchlögel als Beſitzer des emphiteut. Herrnwirthshauſes Nr. 61 in 


der Stadt Gratzen ſchuldig erkannt wurden, das benöthigende Bier aus 
dem obrigkeitlichen Bräuhauſe zu Niederthal abzunehmen, auf dieſes 
Urtheil daher auch dem Kläger nach Vorſchrift der Gerichtsordnung die 
Execution zu ertheilen iſt; wenn aber Executin verneine, daß das Exe⸗ 
cutionsrecht durch das dem Urtheil nachgefolgte Factum, daß das Haus 
Nr. 61 aufgehört habe ein Wirthshaus zu ſein, — erloſchen ſei, 
derſelben nach dem Hofd. vom 22. Juni 1836, 8. 145 J. G. S., 
obliege, ihr Recht, welches ſie hieraus ableitet, mittelſt einer neuen 
Klage geltend zu machen. Ger.⸗H. 


Wenn einer Gemeinde die Ausübung eines Rechtes unterſagt 
wurde, fo iſt dieſelbe für die Handlungen einzelner Gemeinde⸗ 
mitglieder mitverantwortlich. 


Die Gemeinde C. und mehrere namhaft gemachte Gemeinde⸗ 
mitglieder wurden von der Herrſchaft S. wegen Störung des Fiſcherei⸗ 
rechtes im Solafluſſe belangt, und das k. k. Bezirksgericht in Saybuſch 
hat den Belangten bis zur Erlaſſung des Proviſorialerkenntniſſes die 
Ausübung der wilden Fiſcherei im Solafluſſe unter Androhung einer 
Geldſtrafe unterſagt. 

Wegen Uebertretung dieſes proviſoriſchen Verbotes wurden mit 


Zu $ 61 G. G. Die Löſchungsklagen können auch gegen den 
Staatsſchatz vor Gericht ausgetragen werden. 


Ob einer Realität wurde das Pfandrecht für eine Stempelgebühr 
per 49 fl. zu Gunſten des Staatsſchatzes einverleibt. 

Der Hauseigenthümer überreichte nach 8 61 G. G., eine 
Löſchungsklage wider den Staatsſchatz, und das k. k. L. G. in Krakau 
| hat dieſelbe zum ſchriftlichen Verfahren verbeſchieden. 
| Die dagegen von der k. k. Finanzprocuratur an die zweite und 
dritte Inſtanz überreichten Recurſe wurden von dem k. k. oberſten Gerichts⸗ 
hofe mit Entſcheidung vom 17. November 1876, 3. 12.184 nicht 
berückſichtigt, aus dem Grunde, weil es nicht um die Beſtreitung der 
bemeſſenen Gebühr, ſondern nach Inhalt der Klage allein um den 
Beſtand des durch bücherliche Einverleibung auf die Realität X. er⸗ 
worbenen Pfandrechtes für die Stempelgebühr per 49 fl. ſich handelt, 
und die Entſcheidung dieſer Frage auch nach den von der k. k. Finanz⸗ 
procuratur eitirten Vorſchriften des kaiſerlichen Patentes vom 9. Februar 
1850, Nr. 50 und Nr. 470, den Gerichten nicht entzogen erscheint. 

Ger.⸗H. 
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Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Statthalters von Nieder⸗Oeſterreich ddo. 22. Mai 1877, 3. 2624, 

an die k. k. Bezirkshauptmänner in N.⸗Oeſt. mit Ausnahme jener zu Lilienfeld, 

Scheibbs, Waidhofen an der Thaya und Zwettl, betreffend Maßregeln zur Be⸗ 
kämpfung der Reblaus. 


Auf Grund der mit der Landes⸗Commiſſion für Angelegenheiten der 
Reblaus in Betreff der weiters zu treffenden Maßregeln zur Bekämpfung dieſes 
Schädlings gepflogenen Berathungen finde ich zu verfügen: 

1. Es habe bei der mit meinem Erlaſſe vom 27. September 1876, 
3. 5030 Pr., verfügten vorläufigen Siſtirung des bisherigen Bekämpfungsver⸗ 
fahrens gegen die Phylloxeren mittelſt Schwefelkohlenſtoff und den damit verbun⸗ 
denen Rodungen auch fernerhin zu verbleiben, und ſei ſohin von deren Wieder⸗ 
aufnahme für immer Umgang zu nehmen, weil die mit dieſem Bekämpfungs⸗ 
mittel ſowohl hierlands wie in Ungarn erzielten Erfolge den diesfalls gehegten 
Erwartungen auf gänzliche Vertilgung dieſes Feindes der Weinpflanzen nicht ent⸗ 
ſprechen, dieſe Erſolge auch zu dem diesfälligen enormen Koſtenaufwande bereits 
außer allem Verhältniß ſtehen, dieſes Mißverhältniß niit der eventuell gebotenen 
Vornahme der Rodungen im größeren Maßſtabe ſich noch mehr ſteigern müßte, 
und demnach die fernere Anwendung des immerhin ſehr koſtſpieligen Mittels 
ſchon nach 8 5 des Geſetzes vom 3. April 1875 (R. G. Bl. Nr. 61) nicht mehr 
gerechtfertigt erſcheint; weil ferner auch beisder ſorgfältigſten Durchforſchung des 
Infectionsgebietes immerhin noch zu beſorgen ſteht, daß die Phylloxeren ſchon 
über dieſes Gebiet hinaus ſich verbreitet haben und demnach die Möglichkeit der 
Localiſirung des Uebels noch immer fraglich bleibt, weil endlich auch im Kreiſe 
der Experten wie in der zunächſt betheiligten Bevölkerung der Glaube an die 
Möglichkeit, dieſer Calamität durch die Rodungen Herr zu werden, ſchon geſchwun⸗ 
den iſt und deren Hoffnung auf Erhaltung und reſpective Regenerirung der 
hierfändigen Weincultur ſich nunmehr vorzugsweiſe in dem Projecte der ſucceſſiven 
Wiederbepflanzung der devaſtirten Weinberge mit der von den Experten empfohlenen 
amerikaniſchen Rebe concentrirt. 

2. Dagegen erſcheint es unbedingt geboten, die den Winter über unter⸗ 
brochenen Durchforſchungsarbeiten mit beginnender Vegetation wieder eifrigſt fort⸗ 
zuſetzen, und iſt mit deren Wiederaufnahme daher eheſtens zu beginnen, um von 
dem zu⸗ oder abnehmenden Verbreitungsbezirke ſtets in Kenntniß zu bleiben, 
damit auch auf die Beſitzer der im Infectionsgebiet liegenden Weingärten namentlich 
in Bezug auf die Anwendung bewährter Bekämpfungsmittel rechtzeitig und mit 
thunlichſtem Nachdruck eingewirkt werden könne. 

Im Uebrigen muß, wie in allen von dieſer Calamität heimgeſuchten Län⸗ 
dern ſo auch hierlands vorzugsweiſe an dem Principe der Selbſthilfe feſtgehalten 
und es den Weingartenbeſitzern überlaſſen werden, ihre inficirten oder von der 
Infection bedrohten Weinpflanzen vor der Devaſtation durch ſelbſtthätiges Ent⸗ 
gegenwirken möglichſt zu ſchützen, während behördlicherſeits hiebei nur aneifernd 
und auch unterſtützend inſoferne mitzuwirken ſein wird, daß mit den von com⸗ 
petenter Seite als bewährt empfohlenen Maßregeln präventiver oder oppreſſiver 
Natur die Bevölkerung möglichſt bekannt gemacht werde, die Maßregeln ſoweit 
als zuläſſig in den Weingärten oder der önologiſch⸗pomologiſchen Reichsanſtalt zu 
Kloſterneuburg und eventuell auch in den hiezu etwa freiwillig zur Verfügung 
geſtellten fremden Weingärten durchgeführt, allenfalls auch die hiezu erforderlichen 
Präſervativ⸗ und Desinfectionsmittel, ſoweit als möglich unentgeltlich verabfolgt 
oder doch zu dem möglichſt geringen Koſtenpreis beſchafft werden. 

In dieſer Beziehung wird es meine unausgeſetzte Sorge ſein, die hinſicht⸗ 
lich einer erfolgreichen Bekämpfung der Phylloxeren allwärts gemachten Erfahrun⸗ 
gen fofort zu Nutzen und Schutz der hierländigen Weincultur zu verwerthen, 
dagegen rechne ich auch zuverläßlich darauf, daß mir die Gemeinde⸗Vorſtände in 
dieſem meinem Streben mit der bereitwilligſten Unterſtützung entgegenkommen und 
den diesfälligen Anordnungen thatkräftigſt Eingang zu verſchaffen beſtrebt ſein 
werden. 

Anbelangend die Einbürgerung der amerikaniſchen Reben, ſo muß ich mich 
bei dem Umſtande, als der Export von Wurzeln und Schnittreben dieſer Sorte 
bei aller Vorſicht immerhin noch mit der Gefahr der Ein⸗ oder doch Ver⸗ 
ſchleppung der Reblaus verbunden erſcheint und daher das k. k. Ackerbaumini⸗ 
ſterium vorausſichtlich ſich nicht beſtimmt finden wird, das mit dem Erlaſſe vom 
29. October 1873 (R. G. Bl. Nr. 153) erlaſſene Einfuhrverbot ausländiſcher 
Reben gerade zu Gunſten jener Sorte aufzuheben, welche als vorzugsweiſer 
Träger der Phylloxeren verrufen erſcheint, darauf beſchränken, an das k. k. Acker⸗ 
bauminiſterium die Bitte zu richten, die Anpflanzung, dieſer Rebſorte mittelſt 
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in geeigneter Weiſe zu veranlaſſen, damit auf dieſe Weiſe allmälig ein zureichen⸗ 
der Beſtand ſolcher Reben gezogen und dadurch die Abgabe von Schnittlingen 
behufs ſucceſſiver Wiederbepflanzung der devaſtirten Flächen ermöglicht werde. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Director der k. u. k. Reichs⸗Centralcaſſe 
Regierungsrath Heinrich Ritter Meyer v. Treufeld anläßlich defſen Pen⸗ 
ſionirung taxfrei den Titel eines Hofrathes verliehen und den Zahlmeiſter des 
k. u. k. Miniſteriums des Aeußern kaiſerl. Rath Mathäus Zind! zum Director 
der k. u. k. Reichscentraleaſſe unter gleichzeitiger taxfreier Verleihung des Titels 
und Charakters eines Regierungsrathes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Finanzminiſterium Moriz 
Stadler anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Ober⸗ 
rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penfionirten Rechnungsrevidenten der Finanz⸗ 
Landes⸗Direction in Wien Karl Gaßner den Titel und Charakter eines Rech⸗ 
ane W verliehen. 

eine Majeſtät haben dem proviſ. Finanzwach⸗Reſpicienten Mathias 
Tſchaff das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone 1 5 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzprocurator in 

Brünn Dr. Friedrich v. Haumeder den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei S A 

eine Majeſtät haben die proviſ. Geſandtſchafts⸗Attaches Siegfried Grafe 
Clary⸗Aldringen und Zdenko Grafen Alebelsberg 10 ade Me 
lichen Geſandtſchafts⸗Attaches ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den mit Titel und Charakter eines Minift.- 
Secretärs bekleideten Miniſterialconcipiſten im Miniſterium für Cultus und Unter⸗ 
richt Clemens Ritter v. Drozdowski, den Bezirks⸗Commiſſär Karl Kaucki 
den Statthalterei⸗Seeretär Franz Kasparides, den Miniſterial⸗Viceſeeretär im 
Miniſterium des Innern Franz Diet rich, dann die Bezirkscommiſſäre Robert 
Födrich und Ladislaus Grafen Ruſſocki zu Bezirkshauptmännern, ferner 
die Bezirkscommiſſäre Karl Ritter v. Popiel und Adolf Huth zu Statthalterei⸗ 
Secretären in Galizien ernannt. a 
- Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Marcell Made⸗ 

jewski und den Steuerinſpector Anton Sieracki zu Finanzſeeretären; dann 
die Finanzeommiſſäre Roman Czyze wiez, Leopold Wittek und Dr. Emil 

Zabrzyeki Ritter v. Wienkawa zu Finanz⸗Ober⸗Commiſſären bei der gafiz. 
Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminister hat den Finanz⸗Commiſſär Eduard Glimiſch zum 
r für den Bereich der Wiener Finanz⸗Landesdirection 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtſecretär Joſef Czermak in Pr 
Poſtrathe daſelbſt ernannt N m BES 


Erledigungen. 


Primararztesſtelle im St. Johannesſpitale in Salzburg mit 1200 fl. 
Gehalt, Activitätszulage pr. 200 fl., bis 1. Juli. (Amtsbl. Nr. 123). 

Finanzwachcommiſſärsſtelle in Ober⸗Oeſterreich mit der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 129). 

Concipientenſtelle bei der Finanzprocuratur in Linz mit 500 fl. oder 
600 fl. Adjutum, bis 6. Juli. (Amtsbl. Nr. 132). 

„ Concipientenſtelle bei der Linzer Finanzprocuratur mit 500 oder 600 fl. 
Adjutum, bis Mitte Juli. (Amtsbl. Nr. 134). 

Bezirkshauptmannsſtelle für Dalmatien in der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 
Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 134) 

Kanzliſtenſtelle bei k. k. jagelloniſchen Univerſität in Krakau mit der 
eilften Rangsclaſſe, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 135). 

Oberförſtersſtelle bei der Gmundner Forſt⸗ und Domänen⸗Direction in 
der neunten, eventuell eine k. k. Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, mit 
Reiſepauſchale und Holzdeputat, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 136). 

Coneeptsprakticantenſtelle bei der Poſtdirection für Oeſterreich unter der 

N in Wien (Telegraphengebäude) mit 500 fl. Adjutum, bis Ende Juli. 
(Amtsbl. Nr. 136). 


In der Manz'ſchen k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſttäts⸗Buchhandlun 
Kohlmarkt Nr. 7 in Wien iſt erſchtenens ! chhandlung, 


Handbuch für die Gemeinden 


über 
den ſelbſtſtändigen und übertragenen Wirkungskreis der Gemeinden und 
die Organe zur Ausübung desſelben. 
Durch zweihundert Jormularien erläutert 
von 
Heinrich Haemmerle, 
k. k. Bezirkshauptmann (Verfaſſer der „autonomen Gemeinde“). 
Dritte verbeſſerte, vielfach vermehrte Auflage des Handbuches: „Die autonome 
Gemeinde“. 
} In drei Hauptſtücken. 
i gr. 8. XVI und 622 Seiten. geh. Preis 4 fl. 


Samen, falls hiebei jede Gefahr der Infectionseinſchleppung ausgeſchloſſen erſcheint, Gegen gef. Poſtanweiſung von 4 fl. 15 kr. portofreie Zuſendung nach auswärts. 
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